
Im Bajo Aguán im Norden Honduras’ zerrütten Landkonflikte seit schon 
mehr als zwölf  Jahren die Region. Das Tal ist bekannt für seine fruchtbaren 
Böden. Auf  ihnen werden immer mehr Palmölplantagen angelegt und dafür 
Kleinbäuer_innen gewaltsam von ihrem Land vertrieben. 

1962 wurde eine Landreform 
beschlossen, die durch das Na-
tionale Agrarinstitut (Instituto 
Nacional Agrario, INA) durch-
geführt werden sollte. Im Rahmen 
der Reform wurden zwischen 
1973 und 1977 insgesamt 120.000 
Hektar Land umverteilt. Auch im 
Aguán-Tal war eine Umvertei-
lung von brachliegendem Land an 
landlose Bäuerinnen und Bauern 
vorgesehen. Der Widerstand von 
Großgrundbesitzern und Agrarun-
ternehmen hat die Umsetzung der 
Reform allerdings stark behindert. 
1992 kam der Reformversuch 
gänzlich ins Stocken. Auf Druck 
der Weltbank änderte die hondu-
ranische Regierung ihr Konzept 
der umverteilenden hin zu einer 
marktgebundenen Agrarreform. 
Die direkte Vergabe von Land 
wurde ersetzt durch Kredite an 
Landlose, von denen diese Grund-              
stücke kaufen sollten. Dabei 

erlaubten neue Ausnahmeregelun-
gen den Großgrundbesitzern, ihre 
Grundstücke über die gesetzlich 
festgelegten Höchstflächen hinaus 
auszudehnen. Rasch kam es zu 
einer erneuten Verstärkung der 
Landkonzentration zum Nachteil 
der Kleinbäuer_innen. Im Zuge 
einer Regierungskampagne wurden 
sie gezwungen, ihr Land an das 
INA zurückzugeben, damit es an-
schließend an private Unternehmen 
verkauft werden konnte. 

Gescheiterte 
Landreform

Die Bäuer_innen, die ihr Land 
gezwungenermaßen verkauften, 
wurden landlos oder hatten nur 
noch winzige Parzellen. Infolgedes-
sen konnten sich viele Familien 
nicht mehr ausreichend ernähren. 
Durch den Wechsel zur markt- 
gebundenen Agrarreform hat die 
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Honduras: Palmölbarone 
gegen Kleinbäuer_innen

Das  in Honduras produ-
zierte Palmöl wird meist 
exportiert. Die resultieren-
den Profite bleiben in den 
Händen der wenigen mäch-
tigen Großgrundbesitzer 
und Agrarindustrieunter-                                                              
nehmen. Für die begange-
nen Menschenrechtsver-
letzungen tragen auch 
internationale Finanzins-  
titutionen und die Agrar-
treibstoff- Politik der EU  
Mitverantwortung.

 

honduranische Regierung die 
Umverteilung des Landes faktisch 
verhindert und somit zur Verletz- 
ung des Rechts auf Nahrung der 
betroffenen Kleinbauernfamilien 
beigetragen.1 Der Putsch gegen 
Präsident Manuel Zelaya im Juni 
2009 wurde nach Angaben der 
unabhängigen honduranischen 
Wahrheitskommission von Un-
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FIAN organisiert öffentliche Anhörung

Mehrere internationale Menschenrechtstreffen mach- 
ten auf die Verletzungen grundlegender Menschenrechte 
im Bajo Aguán aufmerksam. Unter anderem veranstaltete 
FIAN gemeinsam mit acht weiteren Nichtregierungsor-
ganisationen (NRO) im Juni 2012 in der Bezirkshaupt-
stadt Tocoa eine öffentliche Anhörung, auf der auch 
Vertreter_innen der Interamerikanischen Menschen-      
rechtskommission, der UN und der EU anwesend waren. 
Die NRO formulierten als Resultat der Anhörung 18 
Forderungen an die honduranische Regierung und die 
internationale Gemeinschaft.5

Palmöl: Problematische Boompflanze

Weltweit steigt die Nachfrage nach Palmöl. Es ist 
mittlerweile in etwa der Hälfte aller Supermarktprodukte 
enthalten – von Margarine über Backwaren und anderen 
Fertigprodukten hin zu Putzmitteln, Seifen, Kerzen und 
Kosmetika. Außerdem steigt die Nachfrage nach rohem 
Palmöl, welches vor allem in die USA und nach Europa 
exportiert und in Form von so genanntem „Biodiesel“ 
verkauft wird. Die EU treibt diese Entwicklung in be-
sonderem Maße voran: Die Erneuerbare-Energien-Richt-
line (RL2009/28/EG) und die Kraftstoffqualitätsrichtline 
(2009/30/EG) fördern die Nutzung von Agrotreibstoffen 
in der EU. Bis 2020 soll der Anteil erneuerbarer Energien 
im Verkehr 10 Prozent betragen. In Honduras herrschen 
klimatisch gesehen optimale Bedingungen für den An-
bau von Ölpalmen. Einige Unternehmen haben sich den 
globalen Trend zu Nutze gemacht. Laut der honduran-  

ternehmervereinigungen, Industrie und Finanzdienst-           
leistern unterstützt und verschärfte die Situation im 
Land. Die Wahrheitskommission registrierte zwischen 
Juni 2009 und August 2011 insgesamt 5.418 Men-
schenrechtsverletzungen. 84 Prozent der Rechtsver-
stöße wurden von der Polizei, den Streitkräften oder 
Regierungsvertreter_innen begangen.3

Auf die Forderung der Bäuer_innen nach Land 
reagieren Unternehmen und Regierung mit Vertreibung, 
Bedrohung, Entführungen, gewaltsamer Beendigung 
von friedlichen Demonstrationen und Morden:  60 
Mordfälle sind bisher bekannt, ein Großteil der Op-
fer sind Mitglieder von Bauernorganisationen, aber 
auch ein Rechtsanwalt sowie ein Journalist und dessen 
schwangere Frau wurden getötet.4

Schwerwiegende 
Menschenrechtsverletzungen

Honduras hat sowohl den Internation-
alen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte als auch den Internationalen Pakt 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte ratifiziert. Dennoch werden im Bajo 
Aguán folgende Menschenrechte durch 
Staat und Unternehmen schwerwiegend 
verletzt:

1.	 Aus dem Internationalen Pakt über 
bürgerliche und politische Rechte:

-	 Die Morde an den Bauern, einem 
Anwalt sowie einem Journalisten und seiner 
Frau verletzen das Recht auf  Leben (Art. 6).

-	 Das Recht auf  persönliche Sicher-
heit und Freiheit (Artikel 9) wird durch 
die Bedrohung, Einschüchterung und 
gewaltsame Vertreibung der  Kleinbäuer_
innen missachtet.

-	 Keiner der Fälle von Mord, Körper-
verletzung und Verschwindenlassen wurde 
bisher aufgeklärt, was gegen das Recht auf  
Zugang zu Justiz (Artikel 14) verstößt.

2.	 Gemäß dem Internationalen Pakt 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte (WSK-Pakt)

-	 wird das Recht auf  Nahrung (Art. 
11)  verletzt, da sich die vertriebenen Klein-
bäuer_innen  ohne Land nicht ausreichend 
ernähren können.

-	 Durch die Übergriffe durch Polizei, 
Militär und private Sicherheitskräfte 
wird das Recht auf  Gesundheit (Art. 12) der 
Kleinbäuer_innen, die durch die körper-   
lichen Verletzungen teils unter dauerhaften 
Schmerzen leiden, missachtet.

-	 Die Vertreibungen und die Zer-
störung der Unterkünfte der Bäuer_innen 
verletzen das Recht auf  Wohnen (Art. 11).

Öffentliche Anhörung in Tocoa, Juni 2012
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ischen Zentralbank zählt Palmöl in Honduras inzwischen 
zu den zehn wichtigsten Exportgütern. Das Exportvolu-
men hat sich in den zehn Jahren zwischen 2003 und 2013 
von knapp 118.000 Tonnen auf fast 240.000 Tonnen 
erhöht, wobei die Exportmenge in die EU im selben 
Zeitraum von 200 kg auf mehr als 96 Tonnen gestie-
gen ist.6 Somit belegt Honduras in Lateinamerika hinter 
Kolumbien und Ecuador den dritten Platz der Palmöl 
exportierenden Länder und laut Angaben des Agrarminis-
teriums soll die Anbaufläche von 135.000 Hektar in 2014 
in den nächsten Jahren auf 260.000 Hektar erweitert 
werden.7 Während Honduras früher noch die Hälfte des 
zentralamerikanischen Getreidebedarfs produzierte, muss 
das Land heute große Mengen an Grundnahrungsmitteln 
importieren.8

Die Machenschaften der Palmölkonzerne

Honduras verfügt über elf Palmöl-Fabriken, die von 
sechs Exportunternehmen betrieben werden.9 Das Un-
ternehmen Corporación Dinant sticht dabei als einer der 
größten Profiteure des Palmölgeschäfts hervor. Dinant 
produziert Palmöl sowohl für den Export als auch für ein 
eigenes Lebensmittelunternehmen und ist Marktführer 
in Honduras. Der Firmenchef und Großgrundbesitzer 
Miguel Facussé besitzt im Bajo Aguán mehr als 16.000 
Hektar Land.10 

Die Dinant-Gruppe erklärt auf ihrer Webseite: 
„Dinant besitzt 12.000 Hektar eigene Ölpalmplantagen 
und wir kaufen die frischen Früchte von 22.000 Hektar 
Land, das Kleinbäuerinnen und Kleinbauern gehört, mit 
denen wir durch technische und finanzielle Unterstütz- 
ung gemeinsam Ölpalmplantagen anlegen.”11 Von den 
Zwangsumsiedlungen und weiteren Menschenrechtsver-
letzungen, in die der Konzern verwickelt ist, sowie von 
der allgemeinen problematischen Situation im Bajo Aguán 
ist nirgendwo die Rede. Es werden unter anderem An-
gestellte des von Dinant angeheuerten Sicherheitsdienstes 
Orion der Gewaltakte an Bäuer_innen im Bajo Aguán 
beschuldigt, die zeitlich auch mit den registrierten Mor-
den an Mitgliedern der Bauernorganisationen zusammen-
fallen.12

Finanzinstitutionen und Klimaschutz-   
programme fördern Land Grabbing

Im Gegensatz zu den Kleinbäuer_innen, die um ihre 
Lebensgrundlage kämpfen, wurden die Großgrundbe-
sitzer mit internationalen Finanzmitteln unterstützt. Unter 
den Geldgebern sind die International Finance Corpora-
tion (IFC), welche als Teil der Weltbank Investitionen in 
den Privatsektor in so genannten Entwicklungsländern 
fördert13, sowie der Fonds für klimafreundliche Entwick-
lungsprojekte der Vereinten Nationen (CDM-Clean 
Development Mechanism).14 Dabei handelt es sich um 
eine der drei Säulen des Kyoto-Protokolls der Vereinten 
Nationen zur Reduktion der Klimagasemissionen15. Dabei 
sollen die Länder des Globalen Südens bei der Vermei-
dung oder Kompensation von Emissionen (z.B. durch 
Aufforstungsprojekte) unterstützt werden, während die 
Industrieländer die Einsparungen der Entwicklungs- und 

Schwellenländer in Form von Zertifikaten erwerben und 
somit ihre eigene Klimabilanz verbessern können.16  Kritik-
er_innen führen an, dass der Emissionshandel zur Finan-
zialisierung der Natur, beginnend mit der finanziellen In-
wertsetzung,  beiträgt und die Umweltlasten des Globalen 
Nordens auf den Süden überträgt. Außerdem leiste nur ein 
Teil der geförderten Projekte tatsächlich einen Beitrag zu 
einer nachhaltigen Entwicklung, zur Armutsbekämpfung 
sowie zur Reduzierung des weltweiten CO2-Ausstoßes.17 

Ein Beispiel für die Zielregionen der Investitionen im 
Rahmen des CDM stellt der Bajo Aguán dar, in dem die 
Palmöl-Monokulturplantagen als klimafreundlich gelten 
und von internationalen Geldgebern gefördert werden. So 
erhielt das Unternehmen Dinant von der IFC einen Kredit 
über 30 Millionen Dollar.18 Menschenrechtsverletzungen 
wie der Mord an 23 honduranischen Bauern in einem     
Streit mit den Besitzer_innen der von der UN akkrediti-
erten Ölpalmplantagen lassen dabei die Integrität des Emis-
sionshandelssystems anzweifeln, zumal die Zertifikate von 
den betroffenen Plantagen nach der Meldung der Morde 
weiterhin verkauft wurden.19 

Rückzug von Kreditinstituten

Der von internationalen NRO unterstützte unermüd-
liche Kampf der Bauernorganisationen gegen die Men-
schenrechtsverletzungen im Aguán-Tal hat mehrere Geber-
institutionen dazu veranlasst, ihre Kredite zu überprüfen. 
Die Deutsche Investitions- und Entwicklungsgesellschaft 
(DEG) hat die Auszahlung eines bereits beschlossenen 
Kredits an honduranische Palmölproduzenten 2011 
gestoppt. FIAN begrüßte diesen Schritt der DEG und 
fordert internationale Kreditgeber auf, ebenfalls ihre In-
vestitionen in honduranische Palmölfirmen aus menschen-          
rechtlicher Perspektive zu prüfen.20 Auch bei der IFC 
wurde 2009 in Reaktion auf die Anschuldigungen eine 
Überprüfung des laufenden Kredits durch die Beschwerde-        
stelle CAO (Compliance Advisor Ombudsman) initiiert. 
Der CAO-Bericht bestätigt zwar Menschenrechtsver-
letzungen, jedoch bestreitet er die Verantwortung der 
Corporación Dinant und stellt die begangenen Morde als 
Selbstverteidigung der Sicherheitskräfte Dinants dar. 70 
zivilgesellschaftliche Organisationen haben in Folge einen 
Schattenbericht verfasst, in dem sie die Beendigung der 
Menschenrechtsverletzungen sowie die Aufarbeitung der 
Fälle fordern.21 

Militarisierung im Bajo Aguán
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Extraterritoriale Staaten-
pflichten im globalen 
Wirtschaftssystem  

Durch den internationalen 
Handel sind zunehmend europäische 
Firmen in die aus der Palmölpro-
duktion resultierenden Problem-
atiken in der Region des unteren 
Aguán-Tals involviert. Auch wenn 
die Konsument_innen weltweit 
durch ihr Kaufverhalten einen nicht 
zu unterschätzenden Einfluss auf 
die Produktion von Gütern haben, 
bleibt die Überwachung der Un-
ternehmen in der Verantwortung 

der Staaten. Sie stehen in der Pflicht, 
die Einhaltung von Menschenre-
chten und Umweltstandards zu 
kontrollieren und bei Nichterfül-
lung Sanktionen zu erheben. Da 
die Verantwortung der Staaten im 
Zeitalter der Globalisierung aber 
häufig die eigenen Landesgrenzen 
überschreitet, sind die Extraterrito-
rialen Staatenpflichten (Extraterri-
torial State Obligations, ETO) von 
wachsender Bedeutung. ETOs sind 
menschenrechtliche Verpflichtungen 
von Staaten gegenüber Personen 
außerhalb ihres Territoriums. Die 
inhaltliche Grundlage dafür geben 
die „Maastrichter Prinzipien zu den 

Extraterritorialen Staatenpflichten 
im Bereich der Wirtschaftlichen, 
Sozialen und Kulturellen Menschen- 
rechte“22. Die Maastrichter Prinzip-
ien wurden 2011 vom ETO Con-
sortium verabschiedet und weltweit 
von Vertreter_innen zivilgesellschaft-    
licher Organisationen, UN-Vertrags-      
organen sowie von UN-Sonderbe- 
richterstatter_innen unterzeichnet. 
Die Maastrichter Prinzipien gelten 
als Völkerrechtsquelle  gemäß Art. 
38 der Statuten des Internationalen 
Gerichtshofes23. Sie formulieren Pfli-
chten, wie Staaten ihre transnational 
agierenden Firmen – darunter auch 
Agrobusinesskonzerne wie Dinant – 
regulieren und kontrollieren müssen 
und die zur Verfügung gestellten 
Kredite überprüfen müssen. 

Der Kampf für die Rechte der 
Kleinbäuer_innen geht weiter. Der 
Landkonflikt im Aguán-Tal ist 
ein Beispiel für die systematische 
Verletzung von Menschenrechten 
und die damit verbundene faktische 
Schutzlosigkeit kleinbäuerlicher 
Bevölkerung. Die honduranische Re-
gierung verletzt kontinuierlich deren 
Rechte  und spielt den Interessen 
weniger Großgrundbesitzer_innen 
zu. Als Instrument zum Schutz der 
Rechte von Landarbeiter_innen 
könnte in Zukunft eine Erklärung 
der Vereinten Nationen für die 
Rechte von Kleinbäuer_innen und 
anderen Menschen, die in ländlichen 
Regionen arbeiten, dienen. Nach 
Vorlage eines Entwurfs seitens der 
internationalen bäuerlichen Bewe-
gung La Vía Campesina und auch 
auf Drängen von FIAN erteilte der 
UN-Menschenrechtsrat im Septem-
ber 2012 ein Mandat zur Gründ-
ung einer Arbeitsgruppe, die eine 
solche Deklaration entwerfen soll. 
FIAN setzt sich für eine Deklaration 

ein, anhand derer die Rechte der 
Kleinbäuer_innen gestärkt werden 
und die Urheber_innen von Men-
schenrechtsverletzungen wie jene im 
Aguán-Tal besser zur Verantwortung 
gezogen werden können. 
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          Loli Piñeda, Mitglied 
der Bauerngewerkschaft 
von Marañones, bekräf-
tigt trotz der Ankündi-
gung neuer Vertreibun-
gen: „Wir geben nicht 
auf. Bei allem, was wir 
erleiden, hoffen wir, dass 
unsere Kinder einmal ein 
besseres Leben führen 
werden. Auf  eigenem 
Land und in Frieden.“ 


